von Hilfsgiitern durch die humanitéren Organisationen zu
gewahrleisten.

Der Rat bleibt zutiefst besorgt Uber die fortdau-
ernde Diskriminierung von Mé&dchen und Frauen und an-
dere Verletzungen der Menschenrechte sowie tiber Ver-
stél3e gegen das humanitére V 6lkerrecht in Afghanistan.

Der Rat fordert alle Parteien auf, die internationalen
Ubereinkiinfte betreffend die Behandlung der Kriegs-
gefangenen und die Rechte der Nichtkombattanten zu
achten.

Der Rat wird mit der Angelegenheit befaldt blei-

ben.

Auf seiner 3921. Sitzung am 28. August 1998 beschlof?
der Rat, die Vertreter Afghanistans, Indiens, der Islamischen
Republik Iran, Kasachstans, Kirgisistans, Osterreichs, Paki-
stans, Tadschikistans, der Tirkei und Usbekistans einzula-
den, ohne Stimmrecht an der Erdrterung des Punktes "Die
Situation in Afghanistan” teilzunmehmen.

Resolution 1193 (1998)
vom 28. August 1998

Der Scherheitsrat,
nach Behandlung der Situation in Afghanistan,

unter Hinwels auf seine Resolution 1076 (1996) vom
22. Oktober 1996 sowie die Erklérungen des Présidenten des
Sicherheitsrats Uber die Situation in Afghanistan,

sowie unter Hinweis auf die Resolutionen 52/211 A
und B der Generalversammlung vom 19. Dezember 1997,

mit dem Ausdruck seiner grof3en Besorgnis tber das An-
dauern des afghanischen Konflikts, der sich durch die Offen-
sive der bewaffneten Kréfte der Taliban in den nordlichen
Landesteilen vor kurzem erheblich verschérft hat und so eine
ernste und wachsende Bedrohung des Friedens und der Si-
cherheit auf regionaler und internationaler Ebene sowie be-
trachtliches menschliches Leid, weitere Zerstérungen,
Fluchtlingsstrome und andere gewaltsame Vertreibungen ei-
ner grof3en Zahl von Menschen verursacht hat,

besorgt Uber die zunehmend ethnische Natur des Kon-
flikts, die Berichte Uber Verfolgungen aufgrund der Volks-
gruppen- oder Religionszugehdrigkeit, die sich insbesondere
gegen die Schiiten richten, und Uber die Bedrohung, die dies
fur die Einheit des afghanischen Staates darstellt,

in Bekraftigung seines nachdriicklichen Eintretens fir die
Souverdnitdt, Unabhangigkeit, territoriale Unversehrtheit
und nationale Einheit Afghanistans sowie seiner Achtung
des kulturellen und historischen Erbes des Landes,

den Umstand mifdbilligend, dal3 die ausléandische Ein-
mischung in Afghanistan, namentlich die Beteiligung aus-
landischer Soldaten und die Lieferung von Waffen und Mu-
nition an ale Konfliktparteien, unvermindert weitergeht,
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obwohl der Rat, die Generalversammlung und der General-
sekretér wiederholt zu ihrer Einstellung aufgerufen haben,

in Bekraftigung seiner Auffassung, dal3 die Vereinten
Nationen auch kinftig ihre zentrale und unparteiische Rolle
bei den internationalen Bemiihungen um eine friedliche
Beilegung des af ghanischen K onflikts wahrnehmen miissen,

2utiefst besorgt Uber die ernste humanitére Krise in Af-
ghanistan und in diesem Zusammenhang unter Mif3billigung
der von den Taliban ergriffenen Mal3nahmen, die zur
Evakuierung des humanitéren Personals der Vereinten
Nationen aus Afghanistan gefiihrt haben, und mit dem
Ausdruck seiner Hoffnung, dal? dieses Personal bald unter
sicheren Bedingungen zurlickkehren kann,

mit dem Ausdruck seiner tiefen Besorgnis Uber die Beset-
zung des Generalkonsulats der |slamischen Republik Iran in
Masar-i Scharif durch die Taliban sowie Uber das Schicksal
der Mitarbeiter des Generalkonsulats und der anderen in Af-
ghanistan vermif3ten iranischen Staatsangehdrigen,

dullerst beunruhigt Uber die Verschlechterung der Si-
cherheitsbedingungen des Personals der Vereinten Nationen
und anderer internationaler und humanitérer Organi sationen,

tief besorgt Uber die weitere Anwesenheit von Terrori-
sten im Hoheitsgebiet Afghanistans sowie Uber die Herstel-
lung von Drogen und den Drogenhandel,

nach wie vor tief besorgt Uber die fortdauernde Diskrimi-
nierung von Méadchen und Frauen und andere Verletzungen
der Menschenrechte und des humanitéren Volkerrechts in
Afghanistan,

1.  wiederholt, dal3 die afghanische Krise nur auf fried-
lichem Wege durch direkte V erhandlungen zwischen den af-
ghanischen Burgerkriegsparteien unter der Schirmherrschaft
der Vereinten Nationen beigelegt werden kann, die auf die
Herbeifhrung einer Lésung gerichtet sind, die den Rechten
und Interessen aler Afghanen Rechnung tragt, und betont,
daid durch militarische Operationen erzielte Gebietsgewinne
weder zu einem dauerhaften Frieden in Afghanistan fihren
noch zu einer umfassenden Regelung des Konflikts in die-
sem multikulturellen und multiethnischen Land beitragen
werden;

2. verlangt, daf3 alle afghanischen Birgerkriegspartei-
en die Kampfhandlungen einstellen, die Verhandlungen un-
verzuglich und ohne Vorbedingungen wiederaufnehmen und
gemeinsam auf die Bildung einer auf breiter Grundlage be-
ruhenden und in jeder Weise reprasentativen Regierung hin-
arbeiten, die die Rechte aler Afghanen schiitzen und die in-
ternationalen Verpflichtungen Afghanistans erfiillen wird;

3. wiederholt erneut, dal jede auslandische Einmi-
schung in die inneren Angelegenheiten Afghanistans sofort
aufzuhtren hat, und fordert alle Staaten auf, entschlossene
Mal3nahmen zu ergreifen, um ihrem Militérpersonal die Pla-
nung von militérischen Operationen in Afghanistan und die
Teilnahme daran zu untersagen und die Lieferung von Waf-
fen und Munition an alle Konfliktparteien sofort einzustel-
len;



4. fordert alle Nachbarstaaten Afghanistans und ande-
ren Staaten, die Uber Einflu in dem Land verflgen, dazu
auf, unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen ver-
stérkte Anstrengungen zu unternehmen, um die Parteien zu
einer Verhandlungslésung zu veranlassen;

5.  bekréftigt seine volle Unterstiitzung fur die Bemi-
hungen der Vereinten Nationen, insbesondere fur die Tétig-
keit der Sondermission der Vereinten Nationen in Afghani-
stan sowie des Sonderbotschafters des General sekretérs der
Vereinten Nationen fir Afghanistan, die darauf gerichtet ist,
den politischen Prozef3 im Hinblick auf die Ziele der na-
tionalen Aussdhnung und einer dauerhaften politischen Re-
gelung unter Beteiligung aler Konfliktparteien und aller
Teile der afghanischen Gesellschaft zu erleichtern;

6. verurtellt die Angriffe auf Mitarbeiter der Vereinten
Nationen in den von den Taliban kontrollierten Gebieten
Afghanistans, insbesondere die Tétung zweier afghanischer
Mitarbeiter des Welterndhrungsprogramms beziehungsweise
des Amtes des Hohen Fichtlingskommissars der Vereinten
Nationen in Jalalabad sowie des Militérberaters der Sonder-
mission in Kabul, und fordert die Taliban auf, diese schand-
lichen Verbrechen dringend zu untersuchen und die Verein-
ten Nationen Uber die Ergebnisse der Ermittlungen auf dem
laufenden zu halten;

7. verlangt, da3 ale afghanischen Burgerkriegspar-
teien und inshbesondere die Taliban alles in ihren Kréften
Stehende tun, um die Sicherheit und Bewegungsfreiheit des
Personals der Vereinten Nationen und der anderen interna-
tionalen und humanitéren Organisationen zu gewahrleisten;

8. verurtellt aulRerdem die Besetzung des Generalkon-
sulats der Islamischen Republik Iran in Masar-i-Scharif und
verlangt, dal? alle Parteien und insbesondere die Taliban a-
les tun, um sicherzustellen, dal3 das Personal des General-
konsulats und die anderen in Afghanistan vermifdten irani-
schen Staatsangehdrigen Afghanistan in Sicherheit und
Wirde verlassen kdnnen;

9. fordert alle afghanischen Burgerkriegsparteien und
insbesondere die Taliban nachdricklich auf, die Arbeit der
internationalen humanitéren Organisationen zu erleichtern
und ungehinderten Zugang und angemessene Bedingungen
fur die Auslieferung von Hilfsgitern durch diese Organisa-
tionen an alle Bedurftigen zu gewahrleisten;

10. appelliert an alle Staaten und ale Organisationen
und Programme des Systems der Vereinten Nationen, die
Sonderorganisationen und die anderen internationalen Orga-
nisationen, die Bereitstellung humanitérer Hilfe fir alle Be-
durftigen in Afghanistan wiederaufzunehmen, sobald es die
Lage vor Ort gestattet;

11. bekundet seine Bereitschaft, vorrangig zur Leistung
jeder mdglichen finanziellen, technischen und materiellen
Hilfe fur den Wiederaufbau Afghanistans aufzurufen, sobald
durch die Herbeifihrung der dauerhaften friedlichen Ldsung
des afghanischen Konflikts die Bedingungen dafir geschaf-
fen worden sind und die freiwillige und sichere Riickkehr
der Fluchtlinge und Binnenvertriebenen moglich ist;
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12. bekréftigt, dal3 alle Konfliktparteien gehalten sind,
ihre Verpflichtungen nach dem humanitéren Volkerrecht
und insbesondere aus den Genfer Abkommen vom
12. August 1949 zu erfilllen, und daR Personen, die
schwerwiegende VerstolRe gegen die Abkommen begehen
oder ihre Begehung anordnen, fir diese VerstofRe individuell
verantwortlich sind;

13. ersucht den Generalsekretdr, die Untersuchung der
behaupteten massenhaften T6tungen von Kriegsgefangenen
und Zivilpersonen sowie der ethnisch motivierten Vertrei-
bung von grofRen Bevolkerungsgruppen und anderer Formen
der Massenverfolgung in Afghanistan fortzusetzen und die
Berichte der Generalversammlung und dem Rat vorzulegen,
sobald sie verfligbar sind;

14. fordert die afghanischen Birgerkriegsparteien
nachdricklich auf, der Diskriminierung von M&dchen und
Frauen sowie den anderen Menschenrechtsverletzungen und
den Verstélzen gegen das humanitére Volkerrecht ein Ende
zu setzen und sich an die international anerkannten Re-
geln und Normen auf diesem Gebiet zu halten;

15. verlangt, da3 die afghanischen Burgerkriegspartei-
en es unterlassen, Terroristen und ihre Organisationen zu
beherbergen und auszubilden, und daf? sie unerlaubten Akti-
vitéten im Zusammenhang mit Drogen Einhalt gebieten;

16. erinnert ale Parteien an ihre Verpflichtung, die Be-
schltisse des Rates genau zu befolgen, und bekundet seine
feste Absicht, im Einklang mit seiner Verantwortung nach
der Charta der Vereinten Nationen etwaige weitere Mal3-
nahmen zu prifen, die fir die Durchfiihrung dieser Resolu-
tion erforderlich sind;

17. ersucht den Generalsekretér, ihn auch kiinftig regel-
malig Uber die Situation in Afghanistan unterrichtet zu hal-
ten;

18. beschlief3t, mit der Angelegenheit aktiv befaldt zu
bleiben.

Auf der 3921. Stzung einstimmig verabschiedet.

Beschliisse

Auf seiner 3926. Sitzung am 15. September 1998 behan-
delte der Sicherheitsrat den Punkt "Die Situation in Afghani-

stan”.

Auf derselben Sitzung gab der Prasident im Anschlul? an
Konsultationen unter den Mitgliedern des Sicherheitsrats im
Namen des Rates die folgende Erklarung ab®:

"Der Sicherheitsrat verurteilt nachdriicklich die
Ermordung iranischer Diplomaten in Afghanistan durch
Kombattanten der Taliban. Dieses Verbrechen wurde in
flagranter Verletzung des Volkerrechts und entgegen
wiederholten Zusicherungen der Fuhrer der Taliban be-
gangen, die die Sicherheit des Personals auslandischer

22 \/ereinte Nationen, Treaty Series, Vol. 75, Nr. 970-973.
%3 g/PRST/1998/27.



	Inhaltsverzeichnis
	Mitglieder des Sicherheitsrats
	Verzeichnis der verabschiedeten Resolutionen
	Verzeichnis der abgegebenen Erklärungen
	1998 aufgenommene Punkte
	Afghanistan
	Afrika
	Angola
	Arbeitsmethoden und Verfahren
	Bedrohung des Friedens
	Besetzte Arabische Gebiete
	Bosnien und Herzegowina
	Briefwechsel "Indien-Pakistan-Frage"
	Burundi
	Demokratische Republik Kongo
	ehem. jugoslawische Republik Mazedonien
	Eritrea und Äthiopien
	Georgien
	Guinea-Bissau
	Haiti
	Internationaler Strafgerichtshof
	Internationaler Strafgerichtshof
	Irak und Kuwait
	Kambodscha
	Kinder und bewaffnete Konflikte
	Kroatien
	Res 1147
	Res 1183

	Liberia
	Naher Osten
	Ruanda
	Schreiben vom 11. und 27. März 1998
	Schreiben vom 20. und 23. Dezember 1998
	diverse Schreiben
	Schreiben Papua-Neuguinea vom 31. März 1998
	Schutz für humanitäre Hilfsmaßnahmen
	Sierra Leone
	Tadschikistan 
	Verantwortung für die Wahrung des Weltfriedens
	Wahrung von Frieden 
	Westsahara
	Zentralafrikanische Republik
	Zypern
	Res 1168
	Res 1174
	Res 1184
	Res 1160
	Res 1199
	Res 1203



